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Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 10. November 1989 zwischen der 
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A. Problem 

Förderung und Schutz deutscher Kapitalanlagen im Ausland 

B. Lösung 

Bilaterale Vereinbarungen zum Schutz von Auslandsinvestitionen 
auf völkerrechtlicher Basis 

Große Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/6741 — unverändert nach 

der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 9. Mai 1990 

Dr. Unland 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Unland 

Der Gesetzentwurf wurde in der 206. Sitzung der 
11. Wahlperiode des Deutschen Bundestages am 
25. April 1990 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Wirtschaft und zur Mitberatung an den 
Auswärtigen Ausschuß überwiesen. 

Der deutsch-polnische Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag dient dem Ziel, die beiderseitige wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zu verstärken. Dies soll 
durch günstige Bedingungen für Kapitalanlagen ge-
schehen. Die Förderung und der Schutz gegenseitiger 
Kapitalanlagen sind nach Auffassung beider Seiten 
zudem geeignet, die Wirtschaftsreform in Polen zu 
unterstützen. 

Polen hat durch entsprechende Investitionsgesetze 
die Grundlage für ausländische Kapitalanlagen ge-
schaffen. Der völkerrechtliche Vertrag gewährt die-
sen darüber hinausgehend einen umfassenden und 
dauerhaften Rechtsschutz, um deutsche Investitionen 
in Polen zusätzlich zu stimulieren. Der Vertrag ist fer-
ner eine wichtige Voraussetzung für die Übernahme 
von Bundesgarantien gegen politische Risiken. Nach 
den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes kann der 
Bund derartige Garantien grundsätzlich nur dann 
übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein 
Investitionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der einschlägige deutsch-polnische Vertrag ent-
spricht im wesentlichen dem deutschen Musterver-
trag, der auch Grundlage der entsprechenden Ver-
träge mit anderen mittel- und osteuropäischen Staa-
ten (Bulgarien, Rumänien, Ungarn, Sowjetunion) 
war. 

Einbezogen werden in den Vertrag alle Arten von 
Vermögenswerten, die gemäß der innerstaatlichen 
Gesetzgebung von Investoren aus dem anderen Ver-
tragsstaat angelegt werden, sowie die Erträge hier-
aus. Investoren sind — im wesentlichen entsprechend 
der Formulierung im deutsch-polnischen Doppelbe-
steuerungsabkommen vom 24. Ap ril 1975 — natürli-
che Personen mit ständigem Wohnsitz bzw. juristische 
Personen mit Sitz im jeweiligen Geltungsbereich des 
Vertrages. 

Der Vertrag enthält die allgemeine Förderungsklau-
sel, das Prinzip einer gerechten und billigen Behand-
lung, die Grundsätze der Inländerbehandlung und 
Meistbegünstigung, das Prinzip des freien Transfers 
von Kapital und Erträgen, den Grundsatz der Subro-
gation sowie Bestimmungen über Enteignungsschutz 
sowie die Entschädigungspflicht und den örtlichen 
Rechtsweg bei Enteignungsmaßnahmen. Der Vertrag 
gilt auch für sog. Altinvestitionen, d. h. solche, die 
nach dem Tag der Aufnahme der diplomatischen Be-
ziehungen (14. September 1972) vorgenommen wor-
den sind. Der Vertrag sieht das übliche Schiedsverfah-
ren bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwen-
dung des Vertrages vor und etabliert eine internatio

-

nale Schiedsgerichtbarkeit bei Meinungsverschie-
denheiten zwischen einem Investor und dem jeweili-
gen Gaststaat. Das Schiedsgericht kann bei Streitig-
keiten über die Höhe und Zahlung einer Enteignungs-
entschädigung, über Fragen im Zusammenhang mit 
der Durchführung des Transfers nach Artikel 5 und 
über sonstige Fragen angerufen werden, sofern die 
Streitparteien dies vereinbart haben. Durch Noten-
wechsel vom 31. Januar 1989/29. März 1990 haben 
die Vertragsparteien vereinbart, die un richtige Be-
zeichnung „Vertragspartei" in Artikel 11 Abs. 4 durch 
das Wort „Streitpartei" zu ersetzen. 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, 
falls keine diplomatischen Beziehungen bestehen 
sollten, und die in Verträgen mit mittel- und osteuro-
päischen Staaten übliche Berlin-Klausel. 

Der Vertrag gilt nach dem Inkrafttreten für zehn Jahre 
und wird sodann — mit zwölfmonatiger Kündigungs-
frist — auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer 
Kündigung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des 
Vertrages vorgenommenen Kapitalanlagen noch wei-
tere 20 Jahre lang geschützt. 

Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen aus dem 
anderen Vertragsstaat nicht zu diskriminieren. 

Transfers sollen unverzüglich zu dem jeweils gültigen 
Kurs durchgeführt werden. 

Im Protokoll sind die wichtigsten Anwendungsfälle 
des Grundsatzes der Inländerbehandlung und Meist-
begünstigung näher konkretisiert. Die Protokollnum-
mern 2 b und 2 c stellen klar, in welchen Fällen diese 
Behandlung üblicherweise nicht gilt. Protokollnum-
mer 2 d enthält eine Wohlwollensklausel hinsichtlich 
Einreise und Arbeitserlaubnis im unmittelbaren Zu-
sammenhang mit einer Kapitalanlage. 

Gemäß Protokollnummer 3 erstreckt sich die Entschä-
digungspflicht nicht nur auf unmittelbare Eingriffe in 
die Kapitalanlage als solche, sondern auch auf staatli-
che Eingriffe in die wirtschaftliche Tätigkeit des Un-
ternehmens, wenn dadurch die Kapitalanlage beein-
trächtigt wird. Bei Verlusten an Kapitalanlagen in-
folge Krieg, Staatsnotstand oder sonstiger Ausnahme-
situationen wird Inländerbehandlung und Meistbe-
günstigung im Falle einer Entschädigung zugesi-
chert. 

Gemäß Protokollnummer 4 wird Polen für den Trans-
fer von Gewinnanteilen und Dividenden, die in In-
landswährung erzielt werden, eine bef ristete Über-
gangsregelung in Stufen von 15 v. H. ab 1. Januar 
1993, bis zu 100 v. H. ab 1. Januar 1998 zugestanden. 
Diese Einschränkung gilt nicht bei einer besseren 
Vereinbarung zwischen dem Investor und den polni-
schen Behörden und entfällt spätestens ab dem Zeit-
punkt, zu dem die Republik Polen die freie Konverti-
bilität ihrer Währung einführt. In Protokollnummer 5 
ist der Begriff „unverzüglich" näher erläutert, nach 
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dem Transfers zu dem jeweils gültigen Kurs durchzu-
führen sind. Nach Protokollnummer 6 kann die Repu-
blik Polen den Transfer von in polnischer Währung 
erzielten Erlösen aus dem Verkauf oder der Liquida-
tion von Altinvestitionen auf drei Jahresraten begin-
nend ab 1. Januar 1993 (1. Rate 20 v. H., 2. Rate 
30 v. H., 3. Rate 50 v. H.) vornehmen. Bei einem 
schwerwiegenden Ungleichgewicht der polnischen 
Zahlungsbilanz können beide Vertragsparteien für 
diese Transferfälle auch eine anderweitige Vereinba-
rung treffen. Die genannten Einschränkungen gelten 
nicht, wenn die polnischen Behörden mit dem Investor 
eine günstigere Regelung vereinbart haben. 

Protokollnummer 7 enthält ein Diskriminierungsver-
bot bei Beförderungen von Gütern und Personen im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 

Der Bundesrat hat in seiner 611. Sitzung am 6. Ap ril 
1990 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Arti-
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes Einwendungen nicht 
zu erheben. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf in 
seiner 72. Sitzung der 11. Wahlperiode am 9. Mai 
1990 eingehend beraten. Er hat dabei die Stellung-
nahme des mitberatenden Auswärtigen Ausschusses 
einbezogen. Dieser hat am 9. Mai 1990 einstimmig 
beschlossen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Der anwesende Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN 
im Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
abgelehnt, weil seine Bestimmungen einseitig die In- 

teressen bundesdeutscher Kapitalanleger zu Lasten 
polnischer Interessen förderten, z. B. durch den Ge-
winntransfer in Devisen nach Artikel 5 des Vertrages 
und die Untersagung einer spezifischen Förderung 
polnischer Unternehmen nach Artikel 2 des Vertra-
ges. Damit werde die ökonomische Schwäche und 
Abhängigkeit der Republik Polen von der Bundesre-
publik Deutschland (Devisenknappheit, Verschul-
dung) zugunsten bundesdeutscher Interessen ausge-
nutzt. Von der Fraktion DIE GRÜNEN wird auch in 
diesem Falle vorgeschlagen, den Schutz von ausländi-
schen Kapitalanlagen nach den international aner-
kannten Vereinbarungen der MIGA (UNO) vorzuneh-
men. Die große Mehrheit des Ausschusses für Wirt-
schaft hat sich dieser Auffassung nicht angeschlossen. 
Vom Vertreter der Bundesregierung wurde ausge-
führt, daß die einzelnen Bestimmungen zwischen bei-
den Vertragspartnern einvernehmlich geregelt wor-
den seien. Auch bei Gewährleistung des Transfers 
seien die polnischen Wünsche von der Bundesregie-
rung akzeptiert worden. Aus dem Ausschuß wurde 
darüber hinaus darauf hingewiesen, daß der Vertrag 
der Förderung deutscher Investitionen in der Repu-
blik Polen dienen solle. Dieser wäre nicht damit ge-
dient, wenn Bestimmungen getroffen würden, die kei-
nen Anreiz zu bundesdeutschen Investitionen in der 
Republik Polen gäben. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag mit großer Mehrheit gegen die 
Stimme des anwesenden Mitglieds der Fraktion DIE 
GRÜNEN, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

Bonn, den 9. Mai 1990 

Dr. Unland 

Berichterstatter 

 


